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912/A XXVI. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Mag. Dr. Wolfgang Zinggl, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das Mietrechtsgesetz und 
das Wohnungseigentumsgesetz geändert werden 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

 Artikel 1  

 Änderung des Mietrechtsgesetzes  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Mietrechtsgesetz, BGBl. Nr. 1983/135, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 58/2018, 
wird wie folgt geändert: 

 

 1. Im § 1 Abs. 2 entfällt die Z 5.  

(2) In den Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes fallen nicht 

 1. … 

 (2) In den Anwendungsbereich dieses 
Bundesgesetzes fallen nicht 

 1. … 

 5. Mietgegenstände in einem Gebäude mit nicht 
mehr als zwei selbständigen Wohnungen oder 
Geschäftsräumlichkeiten, wobei Räume, die 
nachträglich durch einen Ausbau des 
Dachbodens neu geschaffen wurden oder 
werden, nicht zählen. 

 
 5. Mietgegenstände in einem Gebäude mit nicht 

mehr als zwei selbständigen Wohnungen oder 
Geschäftsräumlichkeiten, wobei Räume, die 
nachträglich durch einen Ausbau des 
Dachbodens neu geschaffen wurden oder 
werden, nicht zählen. 

Hinweis der ParlDion: Das Wort „Aufbau“ ist in 
§ 1 Abs. 4 Z 2 Mietrechtsgesetz zweimal vorhanden. 

2. Im § 1 Abs. 4 Z 2 wird nach dem Wort „Aufbau“ die 
Wortfolge „ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel“ 
eingefügt. 

 

(4) Die §§ 14, 16b, 29 bis 36, 45, 46 und 49, nicht 
jedoch die übrigen Bestimmungen des I. und II. 
Hauptstückes, gelten für 

 (4) Die §§ 14, 16b, 29 bis 36, 45, 46 und 49, nicht 
jedoch die übrigen Bestimmungen des I. und II. 
Hauptstückes, gelten für 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002531
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 1. …  1. … 

 2. Mietgegenstände, die durch den Ausbau eines 
Dachbodens oder einen Aufbau auf Grund einer 
nach dem 31. Dezember 2001 erteilten 
Baubewilligung neu errichtet worden sind, 
sowie unausgebaute Dachbodenräumlichkeiten, 
die mit der Abrede vermietet werden, dass – 
wenn auch zum Teil oder zur Gänze durch den 
Hauptmieter – entweder in ihnen oder in einem 
an ihrer Stelle durchgeführten Aufbau eine 
Wohnung oder Geschäftsräumlichkeit errichtet 
werde, 

 

  2. Mietgegenstände, die durch den Ausbau eines 
Dachbodens oder einen Aufbau ohne 
Zuhilfenahme öffentlicher Mittel auf Grund 
einer nach dem 31. Dezember 2001 erteilten 
Baubewilligung neu errichtet worden sind, 
sowie unausgebaute Dachbodenräumlichkeiten, 
die mit der Abrede vermietet werden, dass – 
wenn auch zum Teil oder zur Gänze durch den 
Hauptmieter – entweder in ihnen oder in einem 
an ihrer Stelle durchgeführten Aufbau ohne 
Zuhilfenahme öffentlicher Mittel eine 
Wohnung oder Geschäftsräumlichkeit errichtet 
werde, 

 3. Im § 1 Abs. 4 Z 2a wird nach dem Wort „Zubau“ die 
Wortfolge „ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel“ 
eingefügt. 

 

 2a. Mietgegenstände, die durch einen Zubau auf 
Grund einer nach dem 30. September 2006 
erteilten Baubewilligung neu errichtet worden 
sind, 

  2a. Mietgegenstände, die durch einen Zubau ohne 
Zuhilfenahme öffentlicher Mittel auf Grund 
einer nach dem 30. September 2006 erteilten 
Baubewilligung neu errichtet worden sind, 

 4. Im § 1 Abs. 4 Z 3 wird nach dem Wort „das“ die 
Wortfolge „ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel“ 
eingefügt. 

 

 5. Im § 1 Abs. 4 Z 3 wird der Punkt durch einen Beistrich 
ersetzt und danach folgende Z 4 eingefügt: 

 

 3. Mietgegenstände, die im Wohnungseigentum 
stehen, sofern der Mietgegenstand in einem 
Gebäude gelegen ist, das auf Grund einer nach 
dem 8. Mai 1945 erteilten Baubewilligung neu 
errichtet worden ist. 

  3. Mietgegenstände, die im Wohnungseigentum 
stehen, sofern der Mietgegenstand in einem 
Gebäude gelegen ist, das ohne Zuhilfenahme 
öffentlicher Mittel auf Grund einer nach dem 
8. Mai 1945 erteilten Baubewilligung neu 
errichtet worden ist., 

  „4. Mietgegenstände in einem Gebäude, das ohne 
Zuhilfenahme öffentlicher Mittel errichtet 
worden ist, mit nicht mehr als zwei 

 4. Mietgegenstände in einem Gebäude, das ohne 
Zuhilfenahme öffentlicher Mittel errichtet 
worden ist, mit nicht mehr als zwei 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
selbständigen Wohnungen oder 
Geschäftsräumlichkeiten, wobei Räume, die 
nachträglich durch einen Ausbau des 
Dachbodens geschaffen wurden oder werden, 
nicht zählen.“ 

selbständigen Wohnungen oder 
Geschäftsräumlichkeiten, wobei Räume, die 
nachträglich durch einen Ausbau des 
Dachbodens geschaffen wurden oder werden, 
nicht zählen. 

 

 6. Im § 16 Abs. 3 wird die Wortfolge „von 0,33 vH“ 
durch die Wortfolge „von 0,1 vH“ ersetzt. 

 

(3) Für werterhöhende oder wertvermindernde 
Abweichungen gemäß Abs. 2 Z 3 sind je Quadratmeter 
der Nutzfläche und Monat Zuschläge oder Abstriche bis 
zur Höhe von 0,33 vH der Differenz zwischen dem der 
Richtwertermittlung zugrunde gelegten 
Grundkostenanteil (§ 3 Abs. 2 und 5 und § 6 RichtWG) 
und den der Lage des Hauses entsprechenden 
Grundkostenanteilen je Quadratmeter der Nutzfläche 
zulässig, die unter Berücksichtigung der nach der 
Bauordnung zulässigen Bebaubarkeit für die 
Anschaffung von bebauten Liegenschaften, die 
überwiegend Wohnzwecken dienen, in dieser Lage 
(Wohnumgebung) üblicherweise aufgewendet werden. 

 

 (3) Für werterhöhende oder wertvermindernde 
Abweichungen gemäß Abs. 2 Z 3 sind je Quadratmeter 
der Nutzfläche und Monat Zuschläge oder Abstriche bis 
zur Höhe von 0,33 0,1 vH der Differenz zwischen dem 
der Richtwertermittlung zugrunde gelegten 
Grundkostenanteil (§ 3 Abs. 2 und 5 und § 6 RichtWG) 
und den der Lage des Hauses entsprechenden 
Grundkostenanteilen je Quadratmeter der Nutzfläche 
zulässig, die unter Berücksichtigung der nach der 
Bauordnung zulässigen Bebaubarkeit für die 
Anschaffung von bebauten Liegenschaften, die 
überwiegend Wohnzwecken dienen, in dieser Lage 
(Wohnumgebung) üblicherweise aufgewendet werden. 

 

 7. Im § 21 Abs. 1 entfallen die Z 5, die Z 6 und die Z 7.  

§ 21. (1) Als Betriebskosten gelten die vom 
Vermieter aufgewendeten Kosten für 

 1. … 

 § 21. (1) Als Betriebskosten gelten die vom 
Vermieter aufgewendeten Kosten für 

 1. … 

 5. die angemessene Versicherung des Hauses 
gegen die gesetzliche Haftpflicht des 
Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und 
gegen Leitungswasserschäden einschließlich 
Korrosionsschäden; 

 
 5. die angemessene Versicherung des Hauses 

gegen die gesetzliche Haftpflicht des 
Hauseigentümers (Haftpflichtversicherung) und 
gegen Leitungswasserschäden einschließlich 
Korrosionsschäden; 

 6. die angemessene Versicherung des Hauses 
gegen andere Schäden, wie besonders gegen 
Glasbruch hinsichtlich der Verglasung der der 

 
 6. die angemessene Versicherung des Hauses 

gegen andere Schäden, wie besonders gegen 
Glasbruch hinsichtlich der Verglasung der der 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
allgemeinen Benützung dienenden Räume des 
Hauses einschließlich aller Außenfenster oder 
gegen Sturmschäden, wenn und soweit die 
Mehrheit der Hauptmieter - diese berechnet nach 
der Anzahl der vermieteten 
Mietgegenstände - des Hauses dem Abschluß, 
der Erneuerung oder der Änderung des 
Versicherungsvertrags zugestimmt haben; 

allgemeinen Benützung dienenden Räume des 
Hauses einschließlich aller Außenfenster oder 
gegen Sturmschäden, wenn und soweit die 
Mehrheit der Hauptmieter - diese berechnet 
nach der Anzahl der vermieteten 
Mietgegenstände - des Hauses dem Abschluß, 
der Erneuerung oder der Änderung des 
Versicherungsvertrags zugestimmt haben; 

 7. die im § 22 bestimmten Auslagen für die 
Verwaltung; 

 

 
 7. die im § 22 bestimmten Auslagen für die 

Verwaltung; 

 

 8. Im § 21 entfällt der Abs. 2.  

(2) Die anteilig anrechenbaren öffentlichen 
Abgaben sind die von der Liegenschaft, auf die sich der 
Mietvertrag bezieht, zu entrichtenden laufenden 
öffentlichen Abgaben mit Ausnahme solcher, die nach 
landesgesetzlichen Bestimmungen auf die Mieter nicht 
überwälzt werden dürfen. 

 

 (2) Die anteilig anrechenbaren öffentlichen 
Abgaben sind die von der Liegenschaft, auf die sich der 
Mietvertrag bezieht, zu entrichtenden laufenden 
öffentlichen Abgaben mit Ausnahme solcher, die nach 
landesgesetzlichen Bestimmungen auf die Mieter nicht 
überwälzt werden dürfen. 

 

 9. § 22 wird aufgehoben.  

Auslagen für die Verwaltung  Auslagen für die Verwaltung 

§ 22. Zur Deckung der Auslagen für die Verwaltung 
des Hauses einschließlich der Auslagen für Drucksorten, 
Buchungsgebühren u. dgl. darf der Vermieter je 
Kalenderjahr und Quadratmeter der Nutzfläche des 
Hauses den nach § 15a Abs. 3 Z 1 jeweils geltenden 
Betrag anrechnen, der auf zwölf gleiche Monatsbeträge 
zu verteilen ist. 

 

 § 22. Zur Deckung der Auslagen für die Verwaltung 
des Hauses einschließlich der Auslagen für Drucksorten, 
Buchungsgebühren u. dgl. darf der Vermieter je 
Kalenderjahr und Quadratmeter der Nutzfläche des 
Hauses den nach § 15a Abs. 3 Z 1 jeweils geltenden 
Betrag anrechnen, der auf zwölf gleiche Monatsbeträge 
zu verteilen ist. 

 

 10. § 29 Abs. 1 Z 3 lit. b) lautet:  

(1) Der Mietvertrag wird aufgelöst 

 3. durch Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer, 
 (1) Der Mietvertrag wird aufgelöst 

 3. durch Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer, 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
jedoch nur wenn 

 a) … 

jedoch nur wenn 

 a) … 

 b) bei Wohnungen die ursprünglich vereinbarte 
Vertragsdauer oder die Verlängerung der 
Vertragsdauer (Abs. 4) jeweils mindestens 
drei Jahre beträgt, 

 

 „b) bei Wohnungen eine bestimmte 
Vertragsdauer wegen eines qualifizierten 
Grundes im Sinne des Abs. 2a schriftlich 
vereinbart worden ist,“ 

 b) bei Wohnungen die ursprünglich 
vereinbarteeine bestimmte Vertragsdauer 
oder die Verlängerung der Vertragsdauer 
(wegen eines qualifizierten Grundes im 
Sinne des Abs. 4) jeweils mindestens drei 
Jahre beträgt,2a schriftlich vereinbart 
worden ist, 

 11. § 29 Abs. 1 Z 3a entfällt.  

 3a. durch Ablauf des dreijährigen 
Erneuerungszeitraums im Fall des Abs. 3 lit. b 
erster Satz, 

 

 
 3a. durch Ablauf des dreijährigen 

Erneuerungszeitraums im Fall des Abs. 3 lit. b 
erster Satz, 

 

 12. Im § 29 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a 
eingefügt: 

 

 „(2a) Bei Wohnungen ist die Vereinbarung einer 
bestimmten Vertragsdauer nur zulässig, wenn 

(2a) Bei Wohnungen ist die Vereinbarung einer 
bestimmten Vertragsdauer nur zulässig, wenn 

  a) der Vermieter die Wohnung für sich selbst 
oder für Verwandte in gerader Linie 
unmittelbar nach Ende der vereinbarten 
Vertragsdauer nutzen will oder 

 a) der Vermieter die Wohnung für sich selbst 
oder für Verwandte in gerader Linie 
unmittelbar nach Ende der vereinbarten 
Vertragsdauer nutzen will oder 

  b) die Wohnung unmittelbar nach Ende der 
vereinbarten Vertragsdauer (alleine oder 
gemeinsam mit anderen Räumlichkeiten) 
durchgreifend erneuert oder das Gebäude 
abgebrochen werden soll.“ 

 b) die Wohnung unmittelbar nach Ende der 
vereinbarten Vertragsdauer (alleine oder 
gemeinsam mit anderen Räumlichkeiten) 
durchgreifend erneuert oder das Gebäude 
abgebrochen werden soll. 

 

 13. § 29 Abs. 4 lautet:  

(4) Nach Abs. 1 Z 3 befristete Mietverträge können 
schriftlich beliebig oft um jede - bei Wohnungen jedoch 
drei Jahre jeweils nicht unterschreitende - Vertragsdauer 
erneuert werden. Nach Abs. 3 lit. b erster Satz befristete 

„(4) Tritt der Grund der Befristung erst später als 
vereinbart ein, so kann der Mieter eine Verlängerung des 
Mietverhältnisses um einen entsprechenden Zeitraum 
verlangen. Entfällt der Grund, so gilt der Mietvertrag als 

(4) Nach Abs. 1 Z 3 befristete Mietverträge können 
schriftlich beliebig oft um jede - bei Wohnungen jedoch 
drei Jahre jeweils nicht unterschreitende - Vertragsdauer 
erneuert werden. Nach Abs. 3 lit. b erster Satz befristete 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Mietverträge können schriftlich – bei Wohnungen um 
mindestens drei Jahre – erneuert werden. 

auf unbestimmte Zeit erneuert. Die Beweislast für den 
Eintritt des Befristungsgrundes und die Dauer der 
Verzögerung trifft den Vermieter.“ 

Mietverträge können schriftlich – bei Wohnungen um 
mindestens drei Jahre – erneuert werden.Tritt der 
Grund der Befristung erst später als vereinbart ein, 
so kann der Mieter eine Verlängerung des 
Mietverhältnisses um einen entsprechenden Zeitraum 
verlangen. Entfällt der Grund, so gilt der Mietvertrag 
als auf unbestimmte Zeit erneuert. Die Beweislast für 
den Eintritt des Befristungsgrundes und die Dauer 
der Verzögerung trifft den Vermieter. 

 

 14. Am Ende des § 36 wird folgender Satz angefügt:  

 „Dasselbe gilt, wenn der Vermieter im Falle einer 
Befristung gem. § 29 Abs. 1 Z 3 lit. b für die 
Rückstellung des Mietgegenstandes einen gerichtlichen 
Exekutionstitel erwirkt und den Mietgegenstand nach 
Räumung anderweitig verwertet.“ 

 

§ 36. Der Vermieter, der aus Gründen des § 30 
Abs. 2 Z 8, 9, 10, 11, 14, 15 oder 16, ebenso der 
Vermieter, der auf Grund einer Kündigung nach § 30 
Abs. 2 Z 13 wegen des Eintritts eines bestimmten 
Bedarfes einen gerichtlichen Exekutionstitel auf 
Räumung des Mietgegenstandes erwirkt hat, der den 
Mietgegenstand aber nach dessen Räumung entweder gar 
nicht oder anderweitig verwertet, ohne durch eine 
mittlerweile eingetretene Änderung der Verhältnisse 
dazu veranlaßt zu sein, hat dem so ausgemieteten Mieter 
den durch die Ausmietung tatsächlich erlittenen Schaden 
zu ersetzen. 

 

 § 36. Der Vermieter, der aus Gründen des § 30 
Abs. 2 Z 8, 9, 10, 11, 14, 15 oder 16, ebenso der 
Vermieter, der auf Grund einer Kündigung nach § 30 
Abs. 2 Z 13 wegen des Eintritts eines bestimmten 
Bedarfes einen gerichtlichen Exekutionstitel auf 
Räumung des Mietgegenstandes erwirkt hat, der den 
Mietgegenstand aber nach dessen Räumung entweder gar 
nicht oder anderweitig verwertet, ohne durch eine 
mittlerweile eingetretene Änderung der Verhältnisse 
dazu veranlaßt zu sein, hat dem so ausgemieteten Mieter 
den durch die Ausmietung tatsächlich erlittenen Schaden 
zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Vermieter im 
Falle einer Befristung gem. § 29 Abs. 1 Z 3 lit. b für 
die Rückstellung des Mietgegenstandes einen 
gerichtlichen Exekutionstitel erwirkt und den 
Mietgegenstand nach Räumung anderweitig 
verwertet. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 15. Nach § 49h wird folgender § 49i samt Überschrift 
eingefügt: 

 

 „Übergangsregelung zum BGBl. I Nr. xx/xxxx Übergangsregelung zum BGBl. I Nr. xx/xxxx 

 § 49i. (1) Die Änderungen der §§ 1, 16, 21, 22, 29 
und 36 durch BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 1. Oktober 
2019 in Kraft. 

§ 49i. (1) Die Änderungen der §§ 1, 16, 21, 22, 29 
und 36 durch BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 
1. Oktober 2019 in Kraft. 

 (2) Eine vor dem 1. Oktober 2019 geschlossene und 
nach den damaligen Bestimmungen rechtswirksame 
Vereinbarung über die Befristung eines 
Mietverhältnisses bleibt rechtswirksam. Eine nach den 
damaligen Bestimmungen rechtsunwirksame Befristung 
bleibt rechtsunwirksam. 

(2) Eine vor dem 1. Oktober 2019 geschlossene 
und nach den damaligen Bestimmungen 
rechtswirksame Vereinbarung über die Befristung 
eines Mietverhältnisses bleibt rechtswirksam. Eine 
nach den damaligen Bestimmungen 
rechtsunwirksame Befristung bleibt 
rechtsunwirksam. 

 (3) Die Neuregelung der Bestimmungen der §§ 21 
und 22 sind erstmals für Abrechnungszeiträume, die 
nach dem 31. Dezember 2019 beginnen, anzuwenden.“ 

(3) Die Neuregelung der Bestimmungen der 
§§ 21 und 22 sind erstmals für 
Abrechnungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 
2019 beginnen, anzuwenden. 

 

 Artikel 2  

 Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Wohnungseigentumsgesetz, BGBl. Nr. I 
Nr. 70/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 58/2018, wird wie folgt geändert: 

 

 1. Im § 4 entfällt Abs. 3.  

(3) Der Hauptmieter des 
Wohnungseigentumsobjekts kann mietrechtliche 
Ansprüche, die sich auf die allgemeinen Teile der 
Liegenschaft oder auf die Liegenschaft als Gesamtheit 
beziehen, ungeachtet der Rechtsstellung des 
Wohnungseigentümers als Vermieter auch gegen die 
Eigentümergemeinschaft geltend machen. 

 (3) Der Hauptmieter des 
Wohnungseigentumsobjekts kann mietrechtliche 
Ansprüche, die sich auf die allgemeinen Teile der 
Liegenschaft oder auf die Liegenschaft als Gesamtheit 
beziehen, ungeachtet der Rechtsstellung des 
Wohnungseigentümers als Vermieter auch gegen die 
Eigentümergemeinschaft geltend machen. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.06.2019 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 13.06.2019 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 2. Nach § 4 wird § 4a samt Überschrift eingefügt:  

 „Rechte des Mieters eines Wohnungseigentümers Rechte des Mieters eines Wohnungseigentümers 

 § 4a. Der Hauptmieter des 
Wohnungseigentumsobjekts kann mietrechtliche 
Ansprüche, die sich auf die allgemeinen Teile der 
Liegenschaft oder auf die Liegenschaft als Gesamtheit 
beziehen, ungeachtet der Rechtsstellung des 
Wohnungseigentümers als Vermieter auch gegen die 
Eigentümergemeinschaft geltend machen. Dasselbe gilt 
für mietrechtliche Ansprüche, die sich auf das Innere des 
Wohnungseigentumsobjektes beziehen, sofern die Eigen-
tümergemeinschaft gemäß § 28 Abs. 1 zu deren 
Erfüllung verpflichtet ist.“ 

§ 4a. Der Hauptmieter des 
Wohnungseigentumsobjekts kann mietrechtliche 
Ansprüche, die sich auf die allgemeinen Teile der 
Liegenschaft oder auf die Liegenschaft als 
Gesamtheit beziehen, ungeachtet der Rechtsstellung 
des Wohnungseigentümers als Vermieter auch gegen 
die Eigentümergemeinschaft geltend machen. 
Dasselbe gilt für mietrechtliche Ansprüche, die sich 
auf das Innere des Wohnungseigentumsobjektes 
beziehen, sofern die Eigentümergemeinschaft gemäß 
§ 28 Abs. 1 zu deren Erfüllung verpflichtet ist. 

 

 3. Nach § 58e wird folgender § 58f samt Überschrift 
eingefügt: 

 

 „Übergangsregelung zum BGBl. I Nr. xx/xxxx Übergangsregelung zum BGBl. I Nr. xx/xxxx 

 § 58f. (1) Die Änderungen der §§ 4 und 4a durch 
BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 1. Oktober 2019 in 
Kraft.“ 

§ 58f. (1) Die Änderungen der §§ 4 und 4a durch 
BGBl. I Nr. xx/xxxx treten mit 1. Oktober 2019 in 
Kraft. 
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